


Behörden arbeiten 

vernetzt und selbsttätig

• (fast) keine Anträge 

durch Bürger/innen

• Erforderliche Daten 

und Urkunden werden 

direkt zwischen 

Behörden 

ausgetauscht

Vision

Leistungen, vorausgefüllte 
Anträge etc. für das Ereignis 
werden den Bürger/innen 
automatisch angeboten bzw. 
zugestellt

• Ereignis / besondere Lebenslage als 
Trigger für staatliche Leistungen

• Einwilligung des Bürgers zur 
anlassbezogenen Datenweitergabe
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• eGeburt wird ELFE

• Erste Beteiligung von Juristen 
im Projekt

• Weitere Workshops

• 28.06.:
Entschließungs-antrag u.a. 
Bremens

• 21.09.: 
Entschließung des Bundesrates

• Vorstellung des Prototyps ELFE 
beim IT-PLR in Lübeck 
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Digitalisierungslabore

• Start des Implementierungs-
projekts

• Mai: 
Übergabe der Bremer Ideen 
zu mögl. rechtlichen 
Anpassungen an den Bund

• Einrichtung eines 
Steuerungskreises/ 
Arbeitsgruppen auf 
Bundesebene
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• 20. 04. : 
Referentenentwurf geht in 
die Länderbeteiligung

• 24.06. :
Kabinettsbeschluss

• 18.09.:

Bundesrat befürwortet 
Gesetzentwurf

• 04.11.: 
Bundestag nimmt 
Gesetzentwurf der 
Bundesregierung an

Bonus-Tracks

• 27.11. :
BR-Plenum

• 28.11. : 
Geburtstag Bandleader

• August 2017: 
Digitalisierungsprogramm 
ITPLR AG2

• Erste Idee

• Erstes Digitalisierungslabor

• Projekt eGeburt wird ins 
Leben gerufen

• 10/2017 
Kontaktaufnahme zu 
Vertretern auf 
Bundesebene (FamKa, BMF)
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• Agiles Vorgehen

• Interdisziplinär

• Schrittweise (iterative) Entwicklung

• Wechselspiel: 
Ideenraum öffnen und bewerten

• Frühes & kontinuierliches 
Testen und Nachsteuern 

• Spagat zwischen grundlegenden Regelungen/Ideen 
und fachspezifischen Anforderungen



Vereinfachter 
Sollprozess

Rechtliche 
Anpassungen

Technische 
Umsetzung

Eltern-Sicht im 
Mittelpunkt

§
§ Fachgesetze
§ Digitale Bearbeitung
§ Identifizierung

Nutzerkonto



Bandprobe („Digitalisierungslabor“)









Erstes Demo-Tape aus Bremen im Mai 2019
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Steuerungskreis und AGs auf Bundesebene
- Bremen nimmt als Gast teil -



Der Bundestag hat am Mittwoch, 4. November 

2020, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 

„zur Digitalisierung von Verwaltungsverfahren 

bei der Gewährung von Familienleistungen“ 

(19/21987, 19/22776, 19/23054 Nr. 5) in der vom 

Ausschuss für Inneres und Heimat geänderten 

Fassung (19/23774) angenommen. Die Vorlage 

wurde mit der Mehrheit von CDU/CSU, SPD, AfD 

und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen 

der FDP bei Enthaltung der Fraktion Die Linke 

verabschiedet.

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/219/1921987.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/227/1922776.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/230/1923054.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/237/1923774.pdf




Ständiger Digitalisierungsarbeitskreis



Standardisierung bei Rechtsbegriffen



Verwaltung als Dienstleister



Datentöpfe öffnen



Digitalisierungscheck für Gesetze



Woran arbeitet

✓Einbeziehung der Selbständigen in den Anwendungsbereich
✓Digitaltauglichkeit des Einkommensbegriffs und seiner 

Bestandteile

gerade?



Vielen DANK!
Stay tuned!


